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welche bei den mittelamerikanischen
Friedensgesprächen zugesagt wurde. Diese
zehnjährige Phase nach der jahrzehntelangen

Militärdiktatur der Somozadynastie
diente somit dem Aufbau eines Rechtsstaates

mit der Garantie von zivilen und politischen

Rechten für die Bevölkerung Nicaraguas.

Zweifellos können Menschenrechte nicht
nur auf die Garantie des Lebens oder gar der
Ausübung des Wahlrechts reduziert werden.

Vielmehr sind darin - und dies legt
auch die nicaraguanische Verfassung fest -
die Rechte auf Wohnung, auf Arbeit oder
auf kulturelle Betätigung enthalten. Dazu
gehört sodann die Notwendigkeit, als Land
unabhängig von äusseren Einflussnahmen
in Frieden und Selbstbestimmung zu
existieren. Doch die verschiedenen Massnahmen,

die durch die neue Regierung Cha-
morro verfügt wurden, zielen in eine andere
Richtung. Die Wirtschafts- und Finanzpakete,

einem neoliberalen Wirtschaftsmodell
nachgeschnitten, treffen die ärmsten
Bevölkerungsschichten am stärksten.
Lebensmittelsubventionen auf Grundnahrungsmitteln
wurden gestrichen, Strom- und Wasserpreise

dagegen massiv erhöht. Nicaragua ist in
dieser Zeit vom billigsten zum teuersten
Land Zentralamerikas geworden.

Viele Familien befinden sich in Unsicherheit

über ihr Haus oder ihren Boden. Es
droht die Rückgabe an die ehemaligen
Besitzer. Die konsequente Anwendung
der vorgesehenen Reprivatisierungspolitik
könnte wieder zu einer ähnlich ungleichen
Verteilung der Besitztümer wie vor der
Revolution im Jahre 1979 führen.

Noch haben die Menschen in Nicaragua
die Möglichkeit, sich zu wehren. Die
verschiedenen Streiks und Massenmobilisierungen

im vergangenen Jahr zwangen die

Regierung Chamorro zu Zugeständnissen.
Die Regierung ist sich im klaren, dass für
eine Erholung der Wirtschaft die politische
Stabilität unabdingbar ist. Trotzdem unterläuft

sie immer wieder die Vereinbarungen.
Von den Ultrarechten, welche der Vizepräsident

Godoy, Teile der Kirchenhierarchie
und der Unternehmerverband COSEP
repräsentieren, werden solche Vereinbarungen
aber dennoch als Schwäche ausgelegt. Diese

Fraktion trägt alles dazu bei, um eine
weitere Polarisierung zu fördern. Ihr Ziel ist
die völlige Verbannung des Sandinismus aus
dem öffentlichen Leben und die Beseitigung
der sandinistischen Armee und Polizei.

Bereits ist es im November, kurz nach
einem weitreichenden Abkommen
zwischen Regierung, Sandinisten und
Gewerkschaften, zu einem Umsturzversuch gegen
die Regierung Chamorro gekommen.
COSEP hatte dieses Abkommen nicht
mitunterzeichnet, weil darin die Rückgabe der
Ländereien nicht abgesichert wurde. Parallel

dazu folgten erneut bewaffnete Aktionen
von ehemaligen Contraverbänden gegen
Kooperativen, ganze Dörfer oder wichtige
Verbindungsstrassen. Die Contras, eigentlich

demobilisiert und ohne Waffen, haben
von der Regierung Land und eine Aufbauhilfe

versprochen bekommen. Doch auch
diese Massnahmen wurden nur schlecht
oder gar nicht eingehalten.

Nicaragua befindet sich also in einem
Zustand der immer stärker werdenden
Polarisierung sowie zunehmender sozialer und
wirtschaftlicher Probleme. Die Schritte in
die Richtung eines «normalen» zentralamerikanischen

Landes beschleunigen sich. Mit
dem Wiederaufflammen der Anschläge von
bewaffneten Gruppen, welche in einer Allianz

mit der Ultrarechten stehen, ergibt sich
erneut die Gefahr eines Bürgerkrieges.

Wenn ich in einem Jahr einen Menschen in der Tiefe überzeuge, ebenso zu handeln, dann
sind wir nach einem Jahr zwei, und, wenn das so weitergeht, nach zwei Jahren sind wir
vier, nach drei Jahren sind wir acht gemeinsam Arbeitende. Und ich kann rechnen: Nach
zehn Jahren wären wir tausend (für Leute, die Mathematik können: 1024), nach zwanzig
Jahren hat jeder der Tausend wieder tausend versammelt, wir sind eine Million, nach
dreissig Jahren sind wir eine Milliarde, und das ist genug. Das ist nur ein Gleichnis dessen,
was möglich ist.

(Carl Friedrich von Weizsäcker, Schlussrede an der Europäischen Ökumenischen
Versammlung vom 15.-21. Mai 1989 in Basel)

26


	Worte

